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Anfragebeantwort~ng 

Die Abg.nr.P i t tel' man n und Genossen ~aben am 9.April d.J. 

in~iner Anffage; betreffend Unzukömmlichkeiten bei Einkäufen aus ERP­

Mitteln, an den Bundeskanzler nachstehende drei Fragen gerichtet: 

1.) Ist es richti~, dass vom österreichischen ~ollar-Kredit ein 
Betra~ von 2,9 Millionen Dollar von de,r a.merik.anische~ Kontrollstelle 
gestrichen wurde? ' 

2.) Ist es richtig, dass unsachgemässeund nachlässige Massnahmen 
des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft die Handhabe für diese 
die 6sterreichisohe Volkswirtschaft schwer treffende MAssnahme wanen? 

3.) Ist die Bundesregierung bereit, die Ei~etzung eines par1~en­
tarischen Untersuch\lngsausschusses anzuregen, der die Angeleijienheit zu 
prüfen ~d darüber im Parlament zu berichten hätte? 

Bundeskan!ler Ing.R a abhat diese Anfrage nunmehr wie fol~ 

beantwortet: 
~ 

Zu Frage 1.); Diese Frage ist Gegenstand eines Notenwechsels zwischen 

dem Bundeskanzleramt und der Mission. 

Bl60u mid in Beantwortung der Frage 2.) liegt folgender Sachverhalt 
'VO!"I 

Im Frühjahr 1953 ergab sich info1ge des Zusammentreffens mehrerer 

Faktoren ein unvorhergesehener Stau i~Futte~getreide, dem nur durch ausse~ 

,ewöhnliche Massnahmen begegnet werden konnte. Als Ursachen für diesen 

Futtermittelstau sind die aus handelspolitischen Gründen notwendig ~wordene 

Ubernahme von 30.000 t Mais aus den Oststaaten, deren Ankunft in dieser 

Zeitperiode nioht erwartet worden war, anzusehen, ferner der Import Von 

~2.000 t Braugerste zwecks Stabilisierung des;inländisohen Bmiug~rstenpreisesJ 

woduroh einem.indestens e;leich hohe Menge Inlandsbraugerste als Futtergerste 

frei vvurde,und vor allem der EU dieser Zeit nooh. nicht erwartete tJ'berga.h& 

vom Verkäufer- zum Käufermarkt. Duroh die AUfhebung der Bewirtschaftung 
I 

waren die Verbrauch~r, aber auch die Verteiler von einer gewissen Vorra.t~­

wirtsc.haft zu kr;lapper Bedarfs<ieckung übergegangen, weloher Umstand allein 

eine temporäre Verringerung der Nachfrage nach Futtergetreide in Hone von 
mindestens 100.000 t zur Folge hatte. 
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Auf diese Gründe ist es zurückzuführen, d~ss die aus der 

Autorisation 31-0201-00-3407 zu erwartende Gesamtmaismenge von 
- "-

117.000 t nur zum Teil beim Fttttermittelhandel und bei den Lage:r-haus-

genossenschaften untergebraoht werden konnte, während 50.000 t teils 

in Triest, teils in Grosslagerhäusern im Inland eingelagert werden Iflussten. 

Für die nooh restlioh avisierten 370700 t waren weder die notwendigen 

Laserriume in Österreioh oder Triest zu besohaffen, nooh reiohten die 

für die lIut.termittellagerung im Budget vorgesehenen Mittel. Die Kosten 

einer Einl&Berung wurden unter Zugrundelegung österreichisoher Tarife­

allein. Mit 14 Millionen Schilling bereohnet • Mit Rii-obicht darauf, dass 

infolge einer bevorstehenden überreichen Brotgetreideernte im Inland 

nur eine Lagerung im Ausland möglich gewesen wäre und in diesel1l Falle 

in derheissen Jahreszeit noch mit Elevierungskosten und Lagerverlusten 

gereehnet werden musste, wäre dieser Betrag noo~ erheblioh u~erschritten 

worden. 

Es wurden daher von den Beamten des LandwirtsohaftsDdn1steriums 

dieWipsohe der Impnrteure nach einer weiteren staatlichen Uberlagernahme 

stets mit der Aufforderung beantwortet, auf eigene Kosten zu lagern und 

brauchbare Vorschläge zu maohen. Für das erstavisierte Schiff wUrde 

schlies~lichseitensder Importfirma -dem Landwirtschaftsministerium der 

Vorschlag unterbreitet, die Bootsladung ihrer Schweizer Geschäftsverbin­

dung ab Ankunftsdampfer mit der Verpfliohtung zu übergeben, dieselbe Menge 

und Qualität in natura zum ursprünglichen Konträktpreis zu einem späteren 

Ze1 tpunkt zur Verfügung zu s teIlen.· Das Bundesministerium füX' Land- und 

Forstwirtschaft iling erst auf einen modifizierten Vorschla.it ein, d~r eine 

l1berla.gernahme der Bootsladung Mais in Italien vorsah, wobei a.1sSicher­

stellUDit eine unwiderrufliche Bankgarantie in US-Dollar verlangt und auch 

, konzediert wurde. Dieses Lagerübereinkommen wurde knapp vor der avisierten 

Ahkunft desDampfer~ abgeschloss$l4 Erst spä.ter stellte sieh heraus, dass 

die Einlager\ll1g i Il Italien nioht möglich sei und eine· Lösung nur durCh 

ein Aust_auschiibereinkommen gefunden werden konnte, das gleichfalls ~ie 

Rücklieterung des Futtermaises in gleioher Menge und gleioher QuAlitä.t 

vorsah, wobei auch in diesem Falle eine unwiderrufliche Bankearantie in 

US-Dollar geboten wurdeo Da bei dieser Variante auch die Frage der R1sken 

duroh Verderb bei längerer Hinausachiebung der Rücklieferung günstiit gelöst 

war, wurde diesem Austausohübereinkommen vom Landwirtschaftsministerium zu-
, 

gestimmt. Der gleiche Saohverhalt liegt auch für die übrigen vier Mais-
ladungen vor. 
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Durch diese TranSaktion wurde es ermöglicht, die Ware zu einem, 

Zei tpunkt hereinzunehmen, in dem keine Abnahmeschwierigkeiten b.estanden 

und sogar noch handelspolitischEn Notwendigkeiten Rechnung getragen wer<len 

konnte,. ohne die Bundesfinante'n irgendwie zu belasten. Die Auslieferung 

der Ma.ismenge erfolgte tatsächlioh zu den vereinbarten Terminen. 

In der Tatsa.che, dass bei dieser Tra.nsaktion die mit ERP-Mitteln 

besohaffte Warenioht identisch mit derschliesslich gelieferten Ware war, 

erbliokte die Mission eine Verletzung' der zwischenstaatlichen Vereinbarun-
, I 

Da da.s Landwirtschaftsministerium schon früher wiederholt Einla.gerungen 

von ERP-Futtergetreide im Ausland (Triest) ohne vorhergehende Unterrichtung 

der Mission vorgenommen hatte1 glaubten die Beamten des Landwirtsoha.fts· 

ministeriums, auoh bei dieser Transaktiob von einer Befassung der Mission 

Abstand nehmen zu können, zumal die Auslieferung der Futtermaismenge in' 
" gleicher Qualität, zum gleichen Preis und unter Sicherstellung des Gegen-

wertes in Dollar durch dte Garantie einer Schweizer Grossbank gewährleistet 

war. Von ~iner Bekanntgabe dieser Transaktion an die Mission wurde auoh aus 

dem Grunde Abstand genommen, weil Rückäusserungen der Mission erfahrungs­

gemässso lange Zeit beansprucht hätten, dass inzwisohendie Dampfer einge­

langt und zu lösohen gewesen wären. In diesem Falle wären die Kosten der 

Lagerung, einiger Elevierungen und wahrsoheinlioh auoh eines ansehnlichen 

Verderbs unvermeidbar geworden. 

Zur Frage 3.) verweise ich darauf, dass die ganze .An~elegenheit Gegen .... 

stand eines Schriftweohsels zwisohen der österreiöhisohen Bundesregierung 

und der Mission ist, dass dem Ministerrat erstmalig in der Sitzung vom 

24.11.19~53 beriohtet und besohlossen wurde, eine Untersuohungskommission 

einzusetzen, der auoh der Controller der Mission angehörte. Der B~rioht 

dieser Unter®ohungskommission wurde naoh Mittailung im Ministerrat dem Chef' 

der Mission am 19.161954 übermittelt. Unter Bezugnahme auf diesen B~cht wurde 

das Ansuohen' gestellt, den sohon nach der ersten schriftliohen Mitteilung des 

Missionschefs überwiesenen Dollarbetrag nunmehr wieder zur Reprogrammierung 

zuzulasseno Eine endgültige Entscheidung der FOA über dieses Ersuohen ist bis 

jetzt nooh nicht erfolgt. 

Aus deQ'zu Punkt 3 gemachtel?- Ausführungen ersoheint der Bundesregierune: 

die Einsetz~g eines parlamentarisohen Untersuchungsausschusses nicht mehr 

aktuell, da der Sachverhalt. geklärt erscheint o 
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